Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden x, „S. 288. 


(Nr. 9161.) Verordnung, betreffend die Abänderung beziehungsweiſe Ergänzung der Be 
ſtimmungen über die Umzugskoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und 
der unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen. Vom 
5. September 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen auf Grund des $. II des Geſetzes, betreffend die Umzu skoſten der 
Staatsbeamten, vom 24. Februar 1877 (Geſetz-Samml. S. 15) unter bänderung 
und Ergänzung der Beſtimmungen des §. 1 der Verordnung, betreffend die 
Umzugskoſten von Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der 3 
des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen, vom 26. Mai 1877 (Geſetz⸗Samml. 
S. 173), was folgt: 

I. Die nachſtehend aufgeführten etatsmäßig angeſtellten Beamten der 
Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des Staats ftehenden 
Privateiſenbahnen erhalten bei Verſetzungen eine Vergütung für Umzugs⸗ 
koſten nach folgenden Sätzen: 


auf allgemeine auf Transportkoſten 
Koſten: für je 10 Kilometer: 
) Zagführen . . . „ 0 180 Mark 6 Mark, 
2) Weichenſteller I. Klaſſe .... 150 er 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. September 1886. 


— a 
II. Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Oftober 1886 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. September 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Finanzminiſter: 
Maybach. Friedberg. 


(Nr. 9162.) Verordnung, betreffend die Abänderung beziehungsweiſe Ergänzung der Be⸗ 
ſtimmungen über die Tagegelder und Reiſekoſten der Beamten der Staats- 
eiſenbahnen und der unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privat ⸗ 
eiſenbahnen. Vom 6. September 1886. N 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


verordnen auf Grund des §. 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 122) und des Artikel I §. 12 der Verordnung vom 15. April 1876 
(Geſetz»Samml. S. 107), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staats. 
deamten, unter Abänderung und Ergänzung der Beſtimmungen der $$. 1 und 2 
der Verordnung, betreffend die dad dee und Reiſekoſten der Beamten der 
Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privat- 
eiſenbahnen vom 30. Oktober 1876 (Geſetz-Samml. S. 451), was folgt: 


J. Die nachſtehend aufgeführten Beamten der Staatseiſenbahnen und der 
unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen erhalten 
bei Dienſtreiſen Tagegelder nach folgenden Sätzen: 

1) Zugführer 6 Mark, 


2) Weichenſteller I. Klaſſ «+... +- 4% 
II. An Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung, erhalten: 


a) bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen ge⸗ 
macht werden können: 
Zugführer und Weichenſteller I. Klaſſe für das Kilometer 
10 Pf. und für jeden Zu- und Abgang 2 Mark, 
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b) bei Dienſtreiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
zurückgelegt werden können: 
1) Zugführer für das Kilometer 40 Pf., 
2) Weichenſteller I. Klaſſe für das Kilometer 30 Pf. 


Haben erweislich höhere Reiſekoſten, als die unter a und b feſt⸗ 
geſetzten, aufgewendet werden müſſen, ſo werden dieſe erſtattet. 


III. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1886 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. September 1886. N 


Für den Finanzminiſter: 
Maybach. Friedberg. 


(Nr. 9163.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Otterndorf. Vom 22. September 1886. 


Auf Grund des $. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 

Hannover (Geſetz-Samml. von 1873 S. 253, von 1879 S. 11) beſtimmt der 

Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in 

— Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs 
onaten 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Otterndorf gehörigen Gemeindebezirke 
Steinau und Neubachenbruch 


am 1. November 1886 beginnen ſoll. 
Berlin, den 22. September 1886. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


Or. 9162-9163.) 


— — 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefeges vom 10. April 1872 (Gefeh-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Mai 1886, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Preuß. Eylau für die 
Chauſſeen von Creuzburg nach Sollnicken und von Jeſau nach Lichtenfelde, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 24 S. 163, 
ausgegeben den 17. Juni 1886, 


2) das unterm 9. Juli 1886 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Bluſchezau im Kreiſe Ratibor durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 34 S. 242, ausgegeben den 
20. Auguſt 1886; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Juli 1886, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Oſchersleben für die Chauſſee 
von Gröningen über Deesdorf bis zur Aderslebener Feldmarksgrenze, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 35 S. 401, 
ausgegeben den 28. Auguſt 1886. 6 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


